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Flächen 
Mit langfristiger Planung Wirtschaftswachstum unterstützen 

Flächennutzung an regionale Bedarfe anpassen

Die Entwicklung Hessens und seiner Kommunen spiegelt sich in der Nutzung der Flächen 

wider. Wenn Bevölkerung und Wirtschaft in bestimmten Regionen wachsen, müssen die 

Kommunen reagieren und benötigte Flächen für Wohnen, Gewerbe und Industrie zur Ver- 

fügung stellen. Das führt zu steigendem Flächenbedarf für Gebäude, verkehrliche und digitale 

Infrastruktur. 

Für Teile der ländlichen Regionen wird ein Bevölkerungsrückgang erwartet. In diesen 

Regionen müssen Leerstände und der Verfall örtlicher Infrastruktur verhindert werden. Erhalt 

und Ausbau der Infrastruktur haben hier höchste Priorität. Die Attraktivität für Wohnen, 

Arbeiten und Produzieren in diesen Regionen muss für Bürger und Betriebe erhalten bleiben. 

So wird auch der Zuzug in die Städte gedämpft. Der Erhalt und die Stärkung der Stadtkerne hat 

hier Vorrang gegenüber dem Erschließen neuer Wohnflächen an den Stadträndern.

Regionale Flächenbedarfe in langfristigen Entwicklungsplänen aufzeigen

Der Landesentwicklungsplan und die darauf basierenden regionalen Flächennutzungspläne 

bilden Vorgaben für die Entwicklung der Kommunen und deren Bebauungspläne. Diese 

übergeordneten Pläne bieten Anhaltspunkte für die erwartete Entwicklung der Bevölkerung 

und Wirtschaft der Regionen. Daraus lassen sich Bedarfe für Flächen in den Kommunen ab- 

leiten. Auch wenn die planerischen Voraussetzungen für neue Bauflächen auf Ebene des 

Landesentwicklungsplans und der regionalen Flächennutzungspläne geschaffen werden, liegt 

die Entscheidungskompetenz zum Ertüchtigen neuer Bauflächen bei den kommunalen 

Parlamentariern. Die Kommunen müssen ihre Bedarfe und weitere verfügbare und mögliche 

Flächen in die übergeordneten Pläne einbringen.
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Kommunale Entwicklungspläne abstimmen und fortschreiben

Besonders Kommunen in Regionen mit erwartetem Wachstum müssen eine aktive Flächenpla-

nung betreiben. Innerhalb ihrer Gemarkungen müssen sie nach nutzbaren Flächen suchen. In 

wachsenden Regionen müssen die Kommunalverwaltungen gewährleisten, dass für Bürger und 

Investoren Transparenz über Flächenpotenziale für Wohnen, Gewerbe und Industrie herrscht. 

So können die Flächenpotenziale besser genutzt werden.

Die Landkreise sowie die Städte und Gemeinden sollen ihre Entwicklung ganzheitlich planen 

und aktiv steuern. Isolierte Entwicklungsmaßnahmen, die nicht in ein strategisches Entwick-

lungskonzept eingeplant sind, sind zu vermeiden.

Kommunale Entwicklungspläne sollen in den Parlamenten – unter Beteiligung der Bürger und 

Interessenvertreter – entwickelt, diskutiert und mit möglichst breiter Mehrheit beschlossen 

werden. Bei erhöhtem Flächenbedarf können so die benötigten Flächen schneller zur Ver- 

fügung gestellt werden. Die Akzeptanz in der Bevölkerung kann erhöht werden. Städtebauli-

che Wettbewerbe müssen an Bedeutung gewinnen, denn sie können die Akzeptanz für Wachs- 

tum steigern.

Konkurrierende Flächennutzungen abwägen

Bei der Planung der kommunalen Flächennutzung gilt es, die konkurrierenden Ansprüche bei 

der Flächennutzung zu beachten. Flächenbedarfe für wirtschaftliche Nutzungen – z. B. 

Wohnen, Gewerbe und Industrie, Verkehr, Agrar- und Forstwirtschaft, Rohstoffwirtschaft, 

Infrastruktur – und für nicht-wirtschaftliche Nutzungen – z. B. Naturschutz, Landschaftspfle-

ge, Naherholung, Frischluftschneisen – müssen abgewogen werden. Wichtige Kriterien dabei 

sind beispielsweise die Wertschöpfung und die Anzahl an Arbeitsplätzen auf den Flächen oder 

die Anzahl an Wohnungen auf ihnen. 

In den Ballungsräumen nimmt die Bevölkerung zu, hier wächst auch die Wirtschaft besonders 

stark. Die Städte und Kommunen müssen in diesen Regionen mehr neue Flächen für Industrie, 

Gewerbe und Wohnen erschließen. Die neuen Flächen müssen gut in die Verkehrs- und Tele- 

kommunikationsinfrastruktur eingebunden sein.

Ausreichende Flächen für Industrie und Gewerbe zur Verfügung stellen

Mehr Flächen für Industrie und Gewerbe sind nötig, um mehr wohnortnahe Arbeitsplätze zu 

schaffen. Durch mehr und größere Ansiedlungen von Industrie und Gewerbe steigen auch die 

Einnahmen der Kommunen durch die Gewerbesteuer. Die kommunalen Entscheider müssen die 

verfügbaren Flächen für Industrie und Gewerbe aktiv vermarkten. Ebenso sollen die Kommu-

nen ortsansässige Unternehmen unterstützen, zusätzliche Flächen zur Expansion zu erhalten.

Bei gewerblich genutzten Flächen sollten die kommunalen Parlamente verstärkt die Vorteile 

„Urbaner Gebiete“ berücksichtigen. Diese Gebiete ermöglichen seit 2017 nebeneinander die 

Unterbringung von Gewerbe, sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen und Wohnun-
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gen, wenn die Wohnnutzung nicht wesentlich gestört wird. So können Flächen für die ge- 

werbliche Nutzung geschaffen werden, die bei verändertem Bedarf auch flexibel für andere 

Zwecke genutzt werden können.

Mehr Wohnflächen in den Ballungsräumen erschließen

Besonders in den Ballungsräumen müssen mehr neue Wohnbauflächen geschaffen werden. 

Denn der Mangel an günstigen Wohnungen erschwert die Gewinnung und Sicherung der Fach- 

kräfte der Unternehmen. Nachverdichtungen und einfachere Genehmigungen zum Aufstocken 

bestehender Gebäude müssen in die kommunalen Bausatzungen aufgenommen werden. Die 

Flächenentwicklungspläne sollten genutzt werden, um – wo immer nötig – genug Bauflächen 

zu bevorraten und dem Markt bei Bedarf zuzuführen.

Regionalentwicklung zulassen, keine Begrenzung der Flächennutzung

Im Landesentwicklungsplan (LEP) wird eine Begrenzung der täglichen Flächennutzung auf 

durchschnittlich 2,5 ha oder weniger angestrebt. Angesichts des Wachstums von Bevölkerung 

und Wirtschaft ist dies abzulehnen. Die Kommunen müssen eigenständig entscheiden können, 

welche ihrer verfügbaren Flächen sie aktivieren möchten. Um eine aktivere Bodenpolitik zu 

ermöglichen, müssen die kommunalen Entscheider darauf hinwirken, dass diese Passagen im 

LEP abgeschwächt werden. 


